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1 
Finanzämter beginnen Anfang März 
2014 mit der ESt-Veranlagung 2013 

 

Beginn der Einkommensteuer-
Veranlagung 2014 
Anfang März 2014 starten die Finanzämter wie in 
den vergangenen Jahren mit der Veranlagung der 
Einkommensteuer für das Jahr 2013. Arbeitgeber, 
Versicherungen und andere Institutionen müssen bis 
dahin die für die Steuerberechnung benötigten An-
gaben an die Finanzverwaltung übermitteln. Dazu 
zählen z. B. Lohnsteuerbescheinigungen, Beitrags-
daten zur Kranken- und Pflegeversicherung und zur 
Altersvorsorge sowie Rentenbezugsmitteilungen. 

Elektronische Abgabe der Steuerer-
klärung 
Das Finanzamt empfiehlt, die Steuererklärung elekt-
ronisch abzugeben. Der Vorteil des Finanzamts be-

steht dabei darin, dass es die Daten nicht mehr ein-
geben muss; dem Bürger ermöglicht ELSTER einen 
bequemen und bei Authentifizierung im Internet auch 
einen papierlosen Zugang zu seinem Finanzamt, 
ganz ohne Ausdruck, Formulare und Postversand. 

Wegfall der Zusendung der Steue-
rerklärungsvordrucke 
Hinzuweisen ist darauf, dass Steuererklärungsvor-
drucke nicht mehr an die Bürger versendet werden. 
Wie bisher stehen Vordrucke aber auf den Internet-
seiten des Bundesfinanzministeriums (BMF) zum 
Download bereit und können in den Finanzämtern 
und in den meisten Bürgerbüros der Städte und Ge-
meinden abgeholt werden. In Ausnahmefällen wer-
den die Vordrucke auf telefonische Anfrage auch zu-
gesendet (z. B. bei gehbehinderten, sehr alten oder 
schwerkranken Menschen). 

Bearbeitungsdauer 
Zwischen 5 Wochen und 6 Monaten liegt die Bear-
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beitungsdauer von Steuererklärungen in der Regel, 
je nach Komplexität des Steuerfalls und Vollständig-
keit der Unterlagen kann es auch länger dauern oder 
auch wesentlich schneller gehen. 

 

2 
Rechte und Pflichten bei Steuerprü-
fung – Anpassung Merkblatt 

 

Kernaussage 
Mit Schreiben vom 13.11.2013 hat das Bundesfi-
nanzministerium (BMF) ein neues Merkblatt über die 
Rechte und Pflichten von Steuerpflichtigen bei Prü-
fungen durch die Steuerfahndung veröffentlicht. Das 
neue Merkblatt ersetzt das alte BMF-Schreiben aus 
dem Jahr 1979. 

Inhalt 
Das Merkblatt ist inhaltlich kaum verändert worden. 
Der Steuerpflichtige ist nach wie vor zur Mitwirkung 
bei der Ermittlung seiner steuerlichen Verhältnisse 
verpflichtet und muss die für die Besteuerung erheb-
lichen Tatsachen vollständig und wahrheitsgemäß 
offenlegen. Diese Mitwirkung kann grundsätzlich, z. 
B. durch Festsetzung eines Zwangsgeldes erzwun-
gen werden. Zwangsmittel sind dann nicht zulässig, 
wenn der Steuerpflichtige dadurch gezwungen wür-
de, sich selbst wegen einer von ihm begangenen 
Steuerstraftat oder Steuerordnungswidrigkeit zu be-
lasten. Das gilt stets, soweit gegen ihn wegen einer 
solchen Tat bereits ein Straf- oder Bußgeldverfahren 
eingeleitet worden ist. Soweit der Steuerpflichtige 
nicht mitwirkt, können daraus im Besteuerungsver-
fahren für ihn nachteilige Folgerungen gezogen und 
die Besteuerungsgrundlagen geschätzt werden. 
Ergibt sich während der Ermittlung der Verdacht ei-
ner Steuerstraftat oder einer Steuerordnungswidrig-
keit, wird ihm unverzüglich die Einleitung des Straf- 
oder Bußgeldverfahrens mitgeteilt. In diesem Falle 
wird der Steuerpflichtige noch gesondert über seine 
strafprozessualen Rechte belehrt. Im Strafverfahren 
haben die Steuerfahndung und ihre Beamten polizei-
liche Befugnisse. Sie können Beschlagnahmen, Not-
veräußerungen, Durchsuchungen, Untersuchungen 
und sonstige Maßnahmen nach den für Ermittlungs-
personen der Staatsanwaltschaft geltenden Vor-
schriften der Strafprozessordnung (StPO) anordnen 
und sind berechtigt, die Papiere des von der Durch-
suchung Betroffenen durchzusehen. 

Neuerungen 
Neu ist allein die Klarstellung, dass der Steuerpflicht-
ige seine Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere 
und anderen Urkunden nunmehr nicht nur "zur Ein-

sicht und Prüfung vorzulegen" hat, sondern auch "die 
zum Verständnis der Aufzeichnungen erforderlichen 
Erläuterungen" geben muss. Ferner kann bei Unter-
lagen, die mit Hilfe eines Datenverarbeitungssystems 
erstellt worden sind, Einsicht in die gespeicherten 
Daten genommen und das Datenverarbeitungssys-
tem zur Prüfung dieser Unterlagen genutzt werden. 
Zudem kann verlangt werden, dass die Daten nach 
Vorgabe der Finanzbehörde maschinell ausgewertet 
oder die gespeicherten Unterlagen und Aufzeich-
nungen auf einem maschinell verwertbaren Daten-
träger zur Verfügung gestellt werden. Außerdem fin-
den sich mehr Verweise auf die einschlägigen 
Rechtsgrundlagen. 

 

3 
Verspätete Zahlung von Sozialversi-
cherungsbeiträgen 

 

Kernaussage 
Allein aus dem Umstand der verspäteten Zahlung 
von Sozialversicherungsbeiträgen über einen Zeit-
raum von 10 Monaten muss der Sozialversiche-
rungsträger nicht auf die Zahlungseinstellung des 
Schuldners schließen. 

Sachverhalt 
Der Kläger ist seit Mai 2007 Verwalter in dem auf Ei-
genantrag eröffneten Insolvenzverfahren über das 
Vermögen einer GmbH & Co. KG (Schuldnerin). Im 
Zeitraum von Februar bis Oktober 2006 zahlte die 
Schuldnerin mit jeweils etwa 3 bis 4 Wochen Verspä-
tung ihre gesamten Sozialversicherungsbeiträge zu-
züglich angefallener Säumniszuschläge und Mahn-
gebühren. Der Kläger verlangt unter dem Gesichts-
punkt der Insolvenzanfechtung die Erstattung sämtli-
cher Zahlungen. 

Entscheidung 
Die Klage blieb mangels Kenntnis der beklagten Ein-
zugsstelle von der Liquiditätslage der Schuldnerin 
über sämtliche Instanzen erfolglos. Aus der verzö-
gerten Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge 
können keine Rückschlüsse auf die Zahlungsfähig-
keit der Schuldnerin gezogen werden. Von den wirt-
schaftlichen Verhältnissen der Schuldnerin hatte die 
Beklagte keine Kenntnis; insbesondere wusste sie 
nicht, dass die Schuldnerin auch anderen Gläubigern 
gegenüber Schulden hatte, die nicht pünktlich begli-
chen wurden. Zudem erfolgten die Zahlungen ohne 
Androhung der Zwangsvollstreckung mit etwa 3 bis 4 
Wochen Verzögerung in voller Höhe zuzüglich 
Säumniszuschlägen und Mahngebühren. Aufgrund 
der vollständigen Zahlung der Beiträge sowie der 
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Säumniszuschläge und Mahngebühren war nicht an-
zunehmen, dass andere Verbindlichkeiten der Ge-
sellschaft nicht beglichen wurden. In den Fällen der 
verspäteten Zahlung kann erst bei einer mehrmona-
tigen Nichtabführung auf eine Zahlungseinstellung 
geschlossen werden. 

Konsequenz 
Das Urteil der Bundesgerichtshofs (BGH) ist ange-
sichts der Zahlungsmoral einer Vielzahl von Schuld-
nern zu begrüßen. Anderenfalls müssten die Gläubi-
ger bei jedem wiederholten Zahlungsverzug bereits 
von der Zahlungsunfähigkeit der Schuldner ausge-
hen. Um das Anfechtungsrisiko zu minimieren, ist 
beim Forderungseinzug stets darauf zu achten, keine 
hohen Verbindlichkeiten auflaufen zu lassen. 

 

4 
Auch falsch ausgestellte 
Kleinbetragsrechnungen lösen Um-
satzsteuer aus 

 

Kernaussage 
Wer Umsatzsteuer unberechtigt oder unrichtig in 
Rechnung stellt, schuldet diese. Auch falsch ausge-
füllte Quittungsblöcke können hier zum Verhängnis 
werden. 

Sachverhalt 
Ein Kleinunternehmer hatte Quittungen über die von 
ihm erbrachten Leistungen ausgestellt. In diese hatte 
er den Bruttobetrag und den Steuersatz, damals 
noch 16 %, eingetragen. Die im Quittungsblock ent-
haltenen Felder zum Netto- und Steuerbetrag füllte 
er hingegen nicht aus. Nach Überprüfung der Quit-
tungen vertrat das Finanzamt die Auffassung, dass 
die Quittungen Kleinbetragsrechnungen (derzeit: 
Rechnungen bis 150 EUR) darstellten, in denen die 
Umsatzsteuer unberechtigt ausgewiesen sei. Es 
setzte daher Umsatzsteuer fest. Hiergegen klagte 
der Kleinunternehmer und gewann. Nach Ansicht 
des Finanzgerichts lag kein unberechtigter Ausweis 
von Umsatzsteuer vor, da kein Steuerbetrag ausge-
wiesen sei; allerdings ging es nun vor den Bundesfi-
nanzhof (BFH). 

Entscheidung 
Entgegen der Vorinstanz kommt der BFH zu dem 
Ergebnis, dass unberechtigt Umsatzsteuer ausge-
wiesen wurde. Dabei legt der BFH die zugrundelie-
gende Vorschrift, die den Ausweis eines Steuerbe-
trages fordert, bewusst über ihren Wortlaut hinaus 
aus. Er orientiert sich hierbei am Zweck der Vor-
schrift, der Gefährdung des Steueraufkommens ent-
gegenzuwirken. Denn die Quittungen enthielten alle 
notwendigen Angaben (u. a. Bruttobetrag und Steu-

ersatz), um als Kleinbetragsrechnungen anerkannt 
zu werden. Es besteht daher das Risiko, dass der 
Empfänger der Quittungen hieraus den Vorsteuerab-
zug geltend macht. 

Konsequenz 
Die Auslegung des BFH dürfte zutreffend sein. Wer 
auch immer Rechnungen oder ähnliche Dokumente 
ausstellt, muss sich darüber im Klaren sein, dass er 
Umsatzsteuer schuldet, wenn er dem Empfänger 
den Vorsteuerabzug ermöglicht. Entscheidend ist al-
lein die mögliche Gefährdung des Steueraufkom-
mens. Ob diese tatsächlich eingetreten ist, weil z. B. 
dem Empfänger bekannt war, dass der Aussteller 
der Quittungen Kleinunternehmer ist, ist hierbei voll-
kommen unerheblich. Privatleute, Kleinunternehmer 
oder Unternehmer mit steuerfreien Umsätzen, z. B. 
Ärzte, sollten daher Rechnungen, Quittungen o. ä. 
mit der notwendigen Sorgfalt ausfüllen bzw. nicht al-
les ausfüllen was ihnen in die Quere kommt. 

 

5 
Grundstückskaufverträge: BMF ak-
zeptiert nur unbedingte Option 

 

Kernaussage 
Grundstücksverkäufe an Unternehmer können als 
nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen 
(GiG) oder als "normale" steuerfreie Veräußerung zu 
behandeln sein. Von Bedeutung ist diese Differenzie-
rung im Hinblick auf eine mögliche Berichtigung der 
im Zusammenhang mit dem Objekt geltend gemach-
ten Vorsteuer (nach § 15a UStG). Bei der Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen ergibt sich keine 
Vorsteuerberichtigung für den Verkäufer, da der Er-
werber in dessen "Fußstapfen" tritt und das Vor-
steuerkorrekturpotential fortführt. Liegt hingegen kei-
ne Geschäftsveräußerung im Ganzen vor, ist der 
Verkauf steuerfrei. Eine Korrektur der Vorsteuer zu-
ungunsten des Verkäufers kann dann nur durch eine 
Option zur Umsatzsteuer vermieden werden (§ 9 
Abs. 1 UStG). Gehen die Vertragsparteien davon 
aus, dass der Verkauf als Geschäftsveräußerung im 
Ganzen zu behandeln ist, wird häufig zusätzlich eine 
Umsatzsteuerklausel vereinbart, wonach zur Um-
satzsteuer optiert wird, um eine Vorsteuerberichti-
gung zu vermeiden, falls die Finanzverwaltung den 
Verkauf nicht als Geschäftsveräußerung im Ganzen 
qualifiziert. 

Aktuelle Rechtslage 
Nach Ansicht des Bundesfinanzministeriums (BMF) 
ist eine Option zur Umsatzsteuer nur noch bis zur 
formellen Bestandskraft der Steuerfestsetzung für 
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das Jahr des Vertragsabschlusses zulässig. Diese 
tritt mit Ablauf der Einspruchsfrist des entsprechen-
den Umsatzsteuerbescheides ein. Bisher beinhalte-
ten die Umsatzsteuerklauseln häufig nur eine be-
dingte Option zur Umsatzsteuer, die dann eintrat, 
wenn die Finanzverwaltung die Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen endgültig abgelehnt hatte. Aufgrund 
der geänderten Rechtslage wurde nunmehr zu einer 
unbedingten Option geraten, da befürchtet wurde, 
dass die bedingte Option ins Leere läuft. Die Oberfi-
nanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. hatte diese Auf-
fassung bestätigt, eine Stellungnahme des BMF fehl-
te hierzu allerdings noch. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das BMF bestätigt nun die Auffassung der OFD 
Frankfurt a. M. 

Konsequenzen 
Nur unbedingte Optionen sind nach Ansicht des BMF 
wirksam. Bei entsprechenden Grundstückskaufver-
trägen muss die Option daher unbedingt erklärt wer-
den. Da eine fehlerhafte Option richtig Geld kosten 
kann, bietet es sich an, hier externen Rat einzuholen. 
Auf jeden Fall ist davon abzuraten, Formulierungen 
aus alten Verträgen o. ä. als Muster zu nutzen. Denn 
diese beruhen in der Regel noch auf der alten und 
inzwischen überholten Rechtslage. 

 

6 
Wann besteht Anspruch auf Wieder-
einstellung rückkehrwilliger Arbeit-
nehmer? 

 

Kernfrage 
Wechselt ein Arbeitnehmer im Zuge der Ausgliede-
rung eines Geschäftsbereichs zu einem anderen Ar-
beitgeber, steht ihm, wenn er dem Übergang auf den 
neuen Arbeitgeber zugestimmt hat, dem Grunde 
nach kein Recht auf Wiedereinstellung beim alten 
Arbeitgeber zu. Eine Ausnahme besteht dann, wenn 
der alte Arbeitgeber beim Ausscheiden eine Rück-
kehrzusage gemacht hat. Das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hatte nunmehr über die Auslegung einer sol-
chen Wiedereinstellungszusage zu entscheiden. 

Sachverhalt 
Ein Mitarbeiter einer Krankenkasse hatte auf Wie-
dereinstellung gegen das Land Berlin geklagt. Er war 
bei Ausgliederung der Krankenversicherung 1992 
aus dem hoheitlichen Bereich zur damals neu ge-
gründeten BKK Berlin gewechselt. Das Land hatte 
ihm dabei schriftlich ein Rückkehrrecht für den Fall 
der Auflösung/Schließung der BKK Berlin zugesagt. 
Aus der BKK Berlin war über die Jahre durch Zu-

sammenschlüsse die sog. City BKK entstanden, die 
schließlich im Juni 2011 durch das Bundesversiche-
rungsamt geschlossen wurde. Vor Schließung mach-
te der Mitarbeiter von seinem Rückkehrrecht Ge-
brauch, das vom Land damit zurückgewiesen wurde, 
dass die BKK Berlin nicht mehr existiere. 

Entscheidung 
Das BAG gab dem Mitarbeiter recht. Dieser hat ei-
nen Anspruch auf Wiedereinstellung beim beklagten 
Land und zwar dergestalt, dass der Arbeitnehmer 
zum einen zu den Konditionen (wieder) eingestellt 
werden muss, wie der Arbeitnehmer dies anbietet, 
und zum anderen auch unter Anerkennung der Be-
triebszugehörigkeitszeiten, die der Arbeitnehmer bei 
dem anderen Arbeitgeber geleistet hat. Hier war das 
eingeräumte Rückkehrrecht dahingehend zu verste-
hen, dass den seinerzeit zu dem neuen Arbeitgeber 
gewechselten Mitarbeitern, ihre sichere Rechtsposi-
tion beim beklagten Land erhalten bleiben sollte. Der 
Mitarbeiter war mithin so zu stellen, als wäre er 
durchgehend beim beklagten Land beschäftigt ge-
wesen. Die Tatsache, dass der neue Arbeitgeber 
zwischenzeitlich durch Zusammenschlüsse neu or-
ganisiert war, spielte keine Rolle für das gewährte 
Rückkehrrecht. 

Konsequenz 
Die Entscheidung gilt außerhalb des öffentlichen 
Sektors wohl für alle Fälle eines 
(Teil)Betriebsübergangs, in denen eine Rückkehrga-
rantie gewährt wird. Sie macht deutlich, dass solche 
Rückkehrgarantien sorgsam und unter Einbeziehung 
aller denkbaren Eventualitäten formuliert werden 
müssen. Formulierungsschwächen gehen zu Lasten 
des Arbeitgebers. 

 

7 
Ankaufuntersuchung bei Pferdekauf: 
Schadensersatz gegen Tierarzt? 

 

Kernaussage 
Ein vom Verkäufer einer Schimmelstute beauftragter 
Tierarzt haftet gegenüber der Käuferin für Fehler bei 
einer Ankaufsuntersuchung, auch wenn er mit dem 
Verkäufer insoweit einen Haftungsausschluss ver-
einbart hat. 

Sachverhalt 
Im Juli 2010 erwarb die Klägerin von einem Pferde-
verkäufer eine laut Kaufvertrag 4 Jahre alte Schim-
melstute als Reitpferd zum Kaufpreis von 2.700 
EUR. Das angegebene Alter entsprach dem im Pfer-
depass aufgeführten Geburtsdatum des Tieres. Der 
Kaufvertrag sollte im Falle der erfolgreichen Durch-
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führung einer Ankaufsuntersuchung durch die be-
klagte Tierarztpraxis wirksam werden. Der Verkäufer 
beauftragte daraufhin die Praxis mit der Ankaufsun-
tersuchung. Die Untersuchung führte die Tierarztpra-
xis auf der Grundlage von Vertragsbedingungen 
durch, die Ansprüche der Käuferin gegen die Praxis 
ausschlossen. In dem über die Ankaufsuntersuchung 
erstellten Protokoll, das die Käuferin in der Folgezeit 
billigte, vermerkte der für die Arztpraxis tätige Tier-
arzt nicht, dass das Tier noch ein vollständiges 
Milchgebiss hatte und deshalb – entgegen den An-
gaben im Pferdepass – noch keine 4 Jahre alt sein 
konnte. Nachdem die Klägerin erfahren hatte, dass 
das gekaufte Pferd erst ca. 2 ½ Jahre alt war, hat sie 
von der beklagten Tierarztpraxis Schadensersatz 
verlangt und diesen mit ihren Aufwendungen für das 
Pferd bis zum Erreichen des 4. Lebensjahres be-
gründet. Zuvor habe das Tier, so ihre Begründung, 
einen Minderwert gehabt, weil es nicht als Reitpferd 
einzusetzen gewesen sei. In Kenntnis des tatsächli-
chen Alters hätte sie von dem Ankauf im Jahre 2010 
abgesehen. 

Entscheidung 
Das Oberlandesgericht Hamm hat der Klägerin den 
Schadensersatz zugesprochen. Der zwischen dem 
Verkäufer und der beklagten Tierarztpraxis im Zu-
sammenhang mit dem Abschluss eines Pferdekaufs 
abgeschlossene Vertrag über die Durchführung einer 
tierärztlichen Ankaufsuntersuchung entfalte eine 
Schutzwirkung für den Kaufinteressenten. Ihm ge-
genüber hafte die Tierarztpraxis für Fehler bei der 
Ankaufsuntersuchung. Diese Haftung könne im Ver-
trag zwischen dem Verkäufer und der Tierarztpraxis 
nicht ausgeschlossen werden. Eine Haftungsfrei-
zeichnung nur zu Lasten der Käuferin – wie sie der 
vorliegende Vertrag enthalte – sei unwirksam. 

Konsequenz 
Einer dieser Wertung möglicherweise entgegenste-
henden Auffassung eines anderen Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Hamm folge der hier zuständige 
Zivilsenat nicht. 

 

8 
Können Miteigentumsanteile geliefert 
werden? 

 

Kernaussage 
In der Umsatzsteuer wird zwischen Lieferungen und 
sonstigen Leistungen differenziert. Die Unterschei-
dung ist nicht nur akademischer Natur, sondern von 
erheblicher Bedeutung für die umsatzsteuerliche Er-
fassung. So kann die Unterscheidung z. B. den Ort 

der Besteuerung, die Rechnungsstellung sowie den 
Steuersatz beeinflussen. 

Sachverhalt 
Der Kläger war jeweils zur Hälfte an 4 Pferden betei-
ligt. Er verkaufte diese Miteigentumsanteile an Dritte. 
Den Erlös rechnete er mit dem ermäßigten Steuer-
satz ab, da er den Verkauf als begünstigte Lieferun-
gen halber Pferde qualifizierte. Das Finanzamt hin-
gegen vertrat die Ansicht, dass der Verkauf als sons-
tige Leistung zu erfassen und somit dem Regelsteu-
ersatz zu unterwerfen sei. 

Entscheidung 
Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) kommt un-
ter Berufung auf die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) sowie des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) zu dem Ergebnis, dass auch die 
Übertragung eines Miteigentumsanteils an einem 
Pferd als Lieferung anzusehen ist. 

Konsequenz 
Auf Druck der EU wurde der begünstigte Steuersatz 
für die Lieferung von Pferden mit Wirkung vom 
1.7.2012 aufgehoben. Dennoch hat der Fall für die 
Praxis Relevanz, da es um die grundsätzliche Frage 
geht, ob die Übertragung von Miteigentumsanteilen 
als Lieferung zu qualifizieren ist, mit den hiermit ver-
bundenen umsatzsteuerlichen Folgen. Da gegen das 
Urteil Revision eingelegt wurde, wird nun der BFH, 
ggf. aber auch noch der EuGH, hierüber entscheiden 
müssen. 
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Rechtsstand: Juni 2010 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden 
Themen steht Ihnen Herr Steuerberater Heiko 
Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
In den Seewiesen 26, 89520 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  
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